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Vorwort

Mit der grundlegenden Reform des Kindschaftsrechts zum 01.07.1998 wurde die Amtspflegschaft abgeschafft und durch die Beistandschaft des Jugendamtes ersetzt. Im Zusammenhang mit der Umsetzung der neuen Rechtsmaterie in die Praxis war es notwendig, für das neue Arbeitsfeld der Beistandschaft von seiner inhaltlichen Ausprägung her gegenüber der früheren Amtspflegschaft völlig neue Denk- und Arbeitsweisen zu entwickeln und in die Arbeitspraxis einzuführen. Bundesweit wurde dem durch geeignete Fortbildungsangebote Rechnung getragen. 

Bald kristallisierte sich heraus, dass mit dem Reformgesetz zwar neue und moderne Regelungen eingeführt wurden, viele „Amtspfleger/innen“ sich  mit dem Instrument und den neuen Prinzipien der Beistandschaft aber nur sehr schwer anfreundeten. Aufgrund der erkennbaren unterschiedlichen Entwicklungen in Deutschland wurde der Bedarf für ein auf die neuen Regelungen zugeschnittenes Arbeitsprofil deutlich.

In Nordrhein-Westfalen haben die Landesjugendämter Rheinland und Westfalen-Lippe in Fortbildungsveranstaltungen für Beistände diese Frage diskutiert. Die anwesenden Beistände forderten die Erarbeitung eines Leistungsprofils für ihren Arbeitsbereich unter Mitwirkung der Landesjugendämter ein. Ziel sollte sein, den Jugendämtern Leitlinien an die Hand zu geben, die deutlich machen, dass sich die Anforderungen an den Beistand gegenüber der Amtspflegschaft wesentlich gewandelt haben.

Diskussionen in der Fachöffentlichkeit bestätigen eine bundesweit unterschiedliche Arbeitsweise in der Beistandschaft. Richtung weisend sind vor allem die Veröffentlichungen und Beiträge in der Zeitschrift „Das Jugendamt“ des Deutschen Institutes für Jugendhilfe und Familienrecht 
(DIJuF).

Wie schon bei der Erarbeitung des Leistungsprofils für die Amtsvomünder bildeten die Landesjugendämter Rheinland und Westfalen-Lippe einen überregionalen Arbeitskreis mit dem Ziel, ein Leistungsprofil für die Beistände zu erarbeiten.

Nach der konstituierenden Sitzung am 30.03.2004 kann heute ein Leistungsprofil für die Beistandschaft präsentiert werden, das insbesondere auch unter qualitativen Aspekten  bei jedwedem Zuschnitt bestehender Arbeitsbereiche Möglichkeiten zur Umsetzung des gesetzlichen Arbeitsauftrages aufzeigt.

Wir hoffen, dass diese Arbeits- und Orientierungshilfe den Beiständen in Nordrhein-Westfalen und auch über die Landesgrenze hinweg Grundlage für die Aufgabenerfüllung  sein wird.

Michael Mertens




Hans Meyer

Leiter des Landesjugendamtes Rheinland

Leiter des Landesjugendamtes Westfalen-Lippe

Dr. Jürgen Rolle



Vorsitzender des Landesjugendhilfeausschusses Rheinland

1.
 Geschichtliche Entwicklung 

Als das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) im Jahre 1896 nach achtjährigen gesetzgeberischen Vorarbeiten verabschiedet wurde und zum 1.1.1900, nahezu 30 Jahre nach Gründung des Deutschen Reiches, in Kraft trat, gab es erstmals in Deutschland ein einheitliches Familien- und Kindschaftsrecht.

Bis dahin existierten nur landesrechtliche Regelungen wie das Allgemeine Preußische Landrecht, die bayrischen, badischen und sächsischen Zivilgesetzbücher und linksrheinisch der französische Code Civil, die rechtlich zutiefst autoritär und patriarchalisch geprägt waren.

Dem Manne stand die Entscheidung in „allen das gemeinschaftliche eheliche Leben betreffende Angelegenheiten" zu. Er bestimmte das Namensrecht und ihm oblag die elterliche Gewalt, ebenso die Verwaltung und Nutznießung des Vermögens der Frau nach Eheschließung. Der Ehefrau wurde lediglich eine Vertretungsbefugnis bei Abwesenheit des Mannes („Schlüsselgewalt") innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreises zugesprochen.

Konnte der Ehemann die Rechte nicht ausüben (z.B. im Todesfall) oder hatte er sie aus moralischen oder strafrechtlichen Gründen verwirkt, ging die Entscheidungsbefugnis nicht auf die 
Ehefrau und Mutter über, sondern blieb die Entscheidung dem Vormundschaftsgericht vorbehalten. 

Das am 01.01.1924 in Kraft getretene Reichsjugendwohlfahrtsgesetz vom 09.07.1922 bestimmte, dass das Jugendamt mit der Geburt eines „unehelichen Kindes" Vormund wurde.

Nach Beendigung des zweiten Weltkrieges setzte in den damaligen beiden deutschen Staaten eine unterschiedliche Rechtsentwicklung ein. 

Bundesrepublik 

Das Grundgesetz vom 23.05.1949 brachte in Art. 6 bedeutsame Regelungen für das Nichtehelichenrecht. Jeder Mutter wurde ein Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft zuerkannt. Den „unehelichen Kindern" sollten durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft geschaffen werden, wie den ehelichen Kindern.

Durch das Jugendwohlfahrtsgesetz vom 11.08.1961 wurde die Möglichkeit eingeräumt, dass das Vormundschaftsgericht der Mutter des „unehelichen Kindes" die elterliche Gewalt übertrug. Einzelne Angelegenheiten konnten ausgenommen werden.  

Durch das am 01.07.1970 in Kraft getretene Gesetz über die Stellung nichtehelicher Kinder vom 19.08.1969 (Nichtehelichenrechtsreform) erhielt das außerhalb der Ehe geborene Kind rechtlich einen mit ihm verwandten Vater.  Der § 1705 BGB wurde dahingehend abgeändert, dass das „nichteheliche Kind", solange es minderjährig war, unter der elterlichen Gewalt der Mutter stand. Gemäß §§ 1706 ff. BGB trat für bestimmte Angelegenheiten (Abstammung, Namensrecht, Unterhalt, Erbrecht ) des nichtehelichen Kindes die vom Jugendamt geführte  Amtspflegschaft ein. Entsprechend wurde die elterliche Gewalt der Mutter eingeschränkt.

Das Abstammungsrecht war in zwei Abschnitte, die eheliche und nichteheliche Abstammung aufgeteilt, und enthielt umfangreiche rechtliche Differenzierungen.

Durch das am 01.01.1980 in Kraft getretene Gesetz zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge vom 18.07.1979 wurde in § 1705 BGB der Begriff „elterliche Gewalt" durch „elterliche Sorge" ersetzt.

Durch Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zeichnete sich seit 1982 gesetzgeberischer Handlungsbedarf ab, die Rechtslage dem gesellschaftlichen und sozialen Wandel anzupassen: 

„Die Situation des Kindes in der Wirklichkeit hängt nicht davon ab, ob seine Eltern miteinander verheiratet sind oder nicht. Entscheidend sei vielmehr, ob es mit Vater und Mutter zusammenlebt oder von einem Elternteil allein erzogen wird." 

(Aufsatz der Präsidentin des Bundesverfassungsgerichts Jutta Limbach „Familienrecht und sozialer Wandel", 1995).

Deutsche Demokratische Republik

Nach Art. 33 der Verfassung vom 07.10.1949 durfte die außereheliche Geburt weder dem Kind noch seinen Eltern zum Nachteil gereichen. Entgegenstehende Gesetze und Bestimmungen wurden aufgehoben.

§ 17 des Gesetzes über den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der Frau vom 27.09.1950 (MKSchG) bestimmte, dass der Mutter eines „nichtehelichen Kindes“ die vollen elterlichen Rechte zustehen; diese Rechte durften nicht durch die Einsetzung eines Vormundes geschmälert werden. Zur Regelung der Ansprüche gegen den Vater wurden die unteren Verwaltungsbehörden als Beistand der Mutter tätig.

Das Familiengesetzbuch vom 20.12.1965 verwandte nicht mehr den Begriff des „nichtehelichen Kindes“, sondern sprach von „Kindern, deren Eltern bei der Geburt nicht miteinander verheiratet sind". Das elterliche Erziehungsrecht stand allein der Mutter zu. Auf Antrag der Mutter konnte das Organ der Jugendhilfe gem. § 17 MKSchG als Beistand zur Regelung der Ansprüche gegen den Vater tätig werden; dies war nicht der gesetzliche Regelfall, sondern die Ausnahme.

Neue Bundesländer
Das 1. Familienrechtsänderungsgesetz vom 20.07.1990 brachte keine Änderung der bisherigen Sorgeberechtigung der Mutter. 
Gem. Art. 3 des Einigungsvertrages wurden die §§ 1706 ff. BGB (Amtspflegschaft) nicht eingeführt. Nach der Wiedervereinigung Deutschlands waren die Hilfeangebote in den neuen Bundesländern nach in Kraft treten des Kinder- und Jugendhilfegesetzes zum 01.10.1990 unzureichend. In Ermangelung eines Beistandes mit Vertretungsvollmacht zur Vaterschaftsfeststellung wurde in vielen Fällen die Vaterschaft nicht anerkennt oder festgestellt. 

Es bestand die zwingende Notwendigkeit, die unterschiedlichen gesetzlichen Bestimmungen in den alten und neuen Ländern anzugleichen.

Internationales Recht

Anstöße für eine Reform des Kindschaftsrechts ergaben sich auch durch die „UN - Kinderrechtskonvention vom 20.11.1989”, von Deutschland ratifiziert am 05.04.1992. Diese verlangte die vollständige Umsetzung der Inhalte in nationales Recht. Dieses Übereinkommen machte den Vertragsstaaten ganz allgemein zur Pflicht, dem Kind den Schutz und die Fürsorge zu gewährleisten, die zu seinem Wohlergehen notwendig sind, und zu diesem Zweck „ alle geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen zu treffen".

(BT-Drucksache 12/4168 Seite 2)

Im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz erstellte das Max-Planck-Institut für auslän-ländisches und internationales Privatrecht in Hamburg 1994 ein rechtsvergleichendes Gutachten in verschiedenen europäischen Ländern und den USA. Danach gab es in den meisten Ländern kein Rechtsinstitut, das der damaligen Amtspflegschaft ähnlich war.

(BT-Drucksache 12/7011, Seite 24)

Die Reform des Kindschaftsrechts

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform des Kindschaftsrechts vom 16.12.1997 zum 01.07.1998 kam es zur Rechtsangleichung innerhalb Deutschlands und zur Umsetzung der internationalen Anforderungen. Vor allem wurde damit den gesellschaftlichen Veränderungen entsprochen.  

Diese Reform enthielt weitreichende gesetzliche Neuregelungen und Änderungen in den Bereichen Abstammung, elterliche Sorge, Umgang, Unterhalt für Kinder, Unterhalt für nicht miteinander verheiratete Eltern wegen der Betreuung des Kindes sowie im Namens-, Adoptions- und Verfahrensrecht.

Der Gesetzgeber verknüpfte mit der Reform folgende Zielsetzungen:

- Verbesserung der Rechte der Kinder und des Kindeswohls,

- Stärkung der Elternautonomie,

- Abbau der rechtlichen Unterschiede zwischen Kindern von verheirateten und

  nicht miteinander verheirateten Eltern.

Bis zur rechtlichen Gleichstellung der Mutter und des „nichtehelichen Kindes“ und der endgültigen Klärung der verwandtschaftlichen Beziehung mussten also fast 100 Jahre vergehen.

Durch die Kindschaftsrechtsreform erweiterten sich nicht nur der Adressatenkreis wesentlich, sondern auch das Leistungsangebot und die gesetzlichen Aufgaben des Jugendamtes als integraler Bestandteil der Jugendhilfe.

Aus staatlicher Eingriffsverwaltung wurde ein umfassendes Hilfeangebot für Kinder, Jugendliche und ihre Eltern.

2. 
Gesetzliche Grundlagen

§ 18 SGB VIII   Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der Personensorge

(1) Mütter und Väter, die allein für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen haben 

oder tatsächlich sorgen, haben Anspruch auf Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der Personensorge einschließlich der Geltendmachung von Unterhalts- oder Unterhaltsersatzansprüchen des Kindes oder Jugendlichen.


Geplant:


(1) Beratung und Unterstützung allein erziehender Elternteile 

     1. bei der Ausübung der Personensorge einschl. der Geltendmachung der    

         Unterhaltsansprüche des Kindes oder Jugendlichen 


     2. bei der Geltendmachung des Betreuungsunterhaltes nach § 1615 l BGB   

                    der nicht miteinander verheirateten Eltern eines Kindes 

(2) Die Mutter, der die elterliche Sorge nach § 1626a Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zusteht, hat Anspruch auf Beratung und Unterstützung bei der Geltendmachung ihrer Unterhaltsansprüche nach § 1615l des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

Geplant:

(2) Mütter und Väter, die mit dem anderen Elternteil nicht verheiratet sind, haben Anspruch auf Beratung über die Abgabe einer Sorgeerklärung.
4) Ein junger Volljähriger hat bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres Anspruch auf Beratung und Unterstützung bei der Geltendmachung von Unterhalts- oder Unterhaltsersatzansprüchen.

§ 52 a SGB VIII:  Beratung und Unterstützung bei Vaterschaftsfeststellung und Geltend-



     machung von Unterhaltsansprüchen

(1) Das Jugendamt hat unverzüglich nach der Geburt eines Kindes, dessen Eltern nicht miteinander verheiratet sind, der Mutter Beratung und Unterstützung, insbesondere bei der Vaterschaftsfeststellung und der Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen des Kindes anzubieten. Hierbei hat es hinzuweisen auf 


1.
die Bedeutung der Vaterschaftsfeststellung
,


2. 
die Möglichkeiten der Vaterschaftsfeststellung und der Vaterschaftsanerken-

                 
 nung,

3. 
die Möglichkeit der Beurkundung von Unterhaltsverpflichtungen,

4.
die Möglichkeit der Beantragung einer Beistandschaft und Erläuterung deren

      
Rechtsfolgen,
5.
die Möglichkeit der gemeinsamen elterlichen Sorge.

Das Jugendamt hat der Mutter ein persönliches Gespräch anzubieten, das in der Regel in ihrer persönlichen Umgebung statt finden soll, wenn sie es wünscht.

(2) Das Gesprächsangebot kann vor der Geburt des Kindes erfolgen, wenn anzunehmen

ist, dass seine Eltern bei der Geburt nicht miteinander verheiratet sein werden.

§ 1712 BGB:  Beistandschaft des Jugendamtes; Aufgaben

(1) Auf schriftlichen Antrag eines Elternteils wird das Jugendamt Beistand des Kindes für folgende Aufgaben:


1.
Feststellung der Vaterschaft,


2.
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen.

(2) Der Antrag kann auf einzelne der in Absatz 1 bezeichneten Aufgaben beschränkt werden.

Die Verfahrensvorschriften der §§ 1713 bis 1717 BGB, §§ 56, 59 Abs. 2 und 3 SGB VIII sind zu beachten. 

3. 
Die Aufgaben und ihre Wahrnehmung

3.1
 Die Wahrnehmung der Aufgaben 

Nach § 55 SGB VIII in Verbindung mit § 1712 BGB wird das Jugendamt Beistand. Das Jugendamt überträgt die Ausübung der Aufgaben des Beistandes einzelnen seiner Beamten oder Angestellten. Beistandschaften durch Einzelpersonen sind gesetzlich nicht vorgesehen. Vereine können Beistandschaften nur übernehmen, wenn landesrechtliche Regelungen dies ermöglichen.

Die die Beistandschaft führende Person ist im Rahmen der zivilrechtlichen Vertretung des Kindes weisungsunabhängig.

Für die Beratung und Unterstützung gemäß §§ 18 und 52 a SGB VIII gilt dies nicht. Hier können  allgemeine Dienstanweisungen und Verwaltungsvorschriften erlassen und im Einzelfall Weisungen erteilt werden. 

Die zu erfüllenden Aufgaben sind im bestmöglichen Interesse des Kindes wahrzunehmen. Eine Verletzung der dem Kind oder einem Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht kann zu Schadensersatzansprüchen führen (§ 839 BGB, Art. 34 GG). Eine persönliche Haftung ist nicht ausgeschlossen. 

In der Beratung und Unterstützung sind für den Schutz der Sozialdaten die Vorschriften der §§ 61 ff. SGB VIII i. V. m. §§ 35 SGB I, 67 SGB X zu beachten. Für die Beistandschaft gilt ausschließlich § 68 SGB VIII.

Die mit der Führung der  Beistandschaft beauftragte Person nimmt neben den ihr originär zugewiesenen Aufgaben (Vaterschaftsfeststellung und Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen) aufgrund ihrer Qualifikation immer die Beratungs- und Unterstützungsaufgaben nach

 §§ 18 und 52 a SGB VIII und ggfs. weitere Aufgaben wahr. 

Nach den Erfordernissen des Einzelfalles handelt sie wie ein Anwalt, Notar, Finanzberater, Vermittler, Ermittler und/oder Sozialarbeiter. Dies erfordert die Bereitschaft zu Neuorientierung und Selbstreflexion bei der Aufgabenwahrnehmung. 

Die Umsetzung der Gedanken der Reform des Kindschaftsrechts sieht eine abgestufte Hilfe für den allein erziehenden/Antragstellenden Elternteil vor.

Das Erstgespräch zwischen Antragstellender Person und Beistand ist von entscheidender Bedeutung für die künftige Zusammenarbeit und die Entwicklung eines Vertrauensverhältnisses. In diesem Gespräch wird das weitere Vorgehen abgestimmt.

Einvernehmen ist im Interesse spannungsfreier gesamtfamiliärer Beziehungen anzustreben, da zwischen der Gestaltung des Prozesses der Unterhaltsfestlegung und - einforderung  und der Zahlungsbereitschaft der Unterhaltspflichtigen ein Zusammenhang besteht. 

(Forschungsinstitut forsa Gesellschaft für Sozialforschung und statistische Analyse 2003,  www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung2/Pdf-Anlagen/PRM-23916-Kurzfassung-der-Studie,property=pdf.pdf)

3.2
Die Aufgaben des Beistandes
Die Beratung und die Unterstützung nach §§ 18 und 52a  SGB VIII sind Aufgaben der Jugendhilfe gemäß § 2 Abs. 2 u. 3 SGB VIII. Alle allein erziehenden Elternteile und junge Volljährige haben darauf einen einklagbaren Rechtsanspruch.  

Zum Wohle des Kindes sollen sie, soweit sie der Hilfe bedürfen, durch Beratung und Unterstützung befähigt werden, ihre Angelegenheiten möglichst eigenverantwortlich und selbstständig zu regeln (Subsidiaritätsprinzip). 

Eine frühzeitige Beratung ermöglicht, Konflikteskalation zu vermeiden und außergerichtlich einvernehmliche Lösungen zu erreichen.    

3.2.1 
Die Beratung
Die Beratung orientiert sich an der Bedarfs- und Interessenlage der Kinder und ihrer Eltern. 

Beratung ist eine verbale Hilfe, die in der Regel einen direkten persönlichen Kontakt erfordert. Im Mittelpunkt der Beratung steht die Klärung von Fragen zur Vaterschaftsfeststellung und zur Geltendmachung des Unterhaltsanspruches. Zusätzlich ist über allgemeine Rechtsvorschriften und die Geltendmachung von Unterhaltsersatzansprüchen zu informieren (Waisenrente, Unterhaltsvorschussleistungen, Schadensersatzansprüchen, etc.). Bei Bedarf ist die Inanspruchnahme anderer Dienste des Jugendamtes oder der freien Träger der Jugendhilfe oder anwaltliche Hilfe zu empfehlen.  

3.2.2 
Die Unterstützung

Die Unterstützung geht über die Beratung hinaus und leistet aktive Hilfe. Sie ist ein Handeln mit Außenwirkung und hat den Zweck, die Beratungsergebnisse durch Formulieren von Anträgen oder ähnlichen Verfahrenshilfen, Fertigen von Entwürfen, Vorbereiten von Klagen oder Vollstreckungsersuchen wirksam zu gestalten. Sie umfasst nicht die gerichtliche Vertretung.

Beratung und Unterstützung sind unabhängig von der finanziellen Situation des Elternteils zu leisten. Auch oder gerade wenn der Elternteil vom Sozialamt, der Bundesagentur für Arbeit oder der ARGE, sowie/oder von der Unterhaltsvorschusskasse Leistungen erhält, macht Beratung und Unterstützung Sinn. 

Eine gute Beratung und Unterstützung kann dazu beitragen, dass öffentliche Leistungen nicht erbracht werden müssen, weil der Unterhalt unmittelbar vom verpflichteten Elternteil gezahlt wird.

Nicht zum anspruchsberechtigten Personenkreis gehören andere Verwandte des Kindes wie z.B. die Großeltern, die das Kind betreuen

(s. Empfehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche und private Fürsorge (DV) zur Umsetzung der Kindschaftsrechtsreform in die Praxis der Kinder -und Jugendhilfe).

„Beratung und Unterstützung sollte immer als Wirken im Vorfeld einer Beistandschaft verstanden werden. 

Nicht zuletzt wird die Beratung und Unterstützung deswegen auch „kleine Beistandschaft" genannt. Hiermit wird deutlich, dass für diese Tätigkeit nahezu alle Kenntnisse des Beistandschaftsbereichs erforderlich sind, so dass beide Bereiche gleiche Wertigkeit genießen".

(DV 15/99 F II vom 21.06.1999)

„Die bewusste Vorschaltung eines Beratungsangebotes nach § 52 a SGB VIII, aber auch § 18 SGB VIII vor Einrichtung einer Beistandschaft stellt zusätzlich klar, dass dieses Angebot nicht zielgerichtet und zwangsläufig auf die Einrichtung einer Beistandschaft zusteuert".

(Dr. Thomas Meysen, in Zeitschrift: Der Amtsvormund 06/2001, heute Das Jugendamt - JAmt -)

3.2.3 
Die Beistandschaft

Über die Beratungs- und Unterstützungsverpflichtung gemäß §§ 18 und 52 a SGB VIII hinausgehend bietet das Jugendamt mit der Beistandschaft eine weitere Hilfe an.

Die Beistandschaft ist nach § 2 Abs. 3 Ziff. 11 SGB VIII eine andere Aufgabe der Jugendhilfe. Dem Grundgedanken der Jugendhilfe entsprechend orientiert sie sich am Kindeswohl und soll auch der Stärkung der Elternautonomie dienen. 

Eine Beistandschaft bietet sich an, wenn die Vaterschaftsfeststellung und / oder die Durchsetzung des Unterhaltsanspruches im gerichtlichen Verfahren notwendig wird oder durchgreifende Maßnahmen z.B. im Rahmen der Zwangsvollstreckung erforderlich werden, zu denen der Elternteil auch im Rahmen der Beratung und Unterstützung gemäß § 18 SGB VIII nicht in der Lage ist.  

Antragsberechtigt ist der allein sorgeberechtigte oder der das Kind betreuende (obsorgende) Elternteil sowie der nach § 1776 BGB berufene Vormund. Das Jugendamt kann den Antrag auf Einrichtung einer Beistandschaft nicht ablehnen. Sobald der schriftliche Antrag dem Jugendamt zugeht, ist das Jugendamt Beistand geworden. Der Antrag kann vor Geburt des Kindes gestellt werden.

Die Inanspruchnahme der Beistandschaft ist freiwillig. Der Antrag kann sich auf einzelne Aufgaben (z.B. nur Vaterschaftsfeststellung oder nur Durchsetzung des Unterhaltsanspruchs) beschränken.

Der Beistand ist Interessenvertreter des Kindes, nicht des Antragstellenden Elternteils. 

Er ist neben dem betreuenden Elternteil gesetzlicher Vertreter des Kindes. Das Sorgerecht wird durch die Beistandschaft nicht eingeschränkt. Der Beistand hat die Interessen des vertretenen Kindes unabhängig von Interessen anderer Leistungsträger nur insoweit zu vertreten, wie der Antragstellende Elternteil es wünscht. Zur Abstimmung und Transparenz der Handlungsschritte bedarf es  einer kontinuierlichen Kommunikation und Kooperation. Die Vertretung des Kindes in einem Rechtsstreit durch den sorgeberechtigten Elternteil ist ausgeschlossen, sobald es durch den Beistand vertreten wird (§ 53 a ZPO).

Die Beistandschaft endet, wenn der Antragsteller dies schriftlich verlangt. §§ 1712 Abs. 2 und  1714 BGB gelten entsprechend. Ist kein Handlungsbedarf mehr gegeben, kann der Beistand dem Elternteil vorschlagen, die Beistandschaft zu beenden. Er kann sie nicht von sich aus beenden. 

Sie endet auch, sobald der Antragsteller keine der in § 1713 BGB genannten Voraussetzungen mehr erfüllt, z. B. wenn die Personensorge auf einen Vormund übertragen wird.

3.2.3.1 
Die Feststellung der Vaterschaft

Jeder Mensch hat ein verfassungsmäßiges Recht auf Kenntnis seiner Abstammung.

(BVerfGE 1 BvR 1689/1988 v. 26.04.1994)

Die Vaterschaftsfeststellung ist wichtig für das Kind, da das Wissen um die eigene Herkunft für die Persönlichkeitsentwicklung eines Menschen entscheidend ist. Den Angaben der Mutter kommt im Hinblick auf ihre Verantwortung gegenüber ihrem Kind besondere Bedeutung zu. 

Es bestehen auch ökonomische Interessen, weil das Kind Ansprüche gegen den Vater, z.B. Unterhalts- und Erbansprüche erst geltend machen kann, wenn die Vaterschaft festgestellt worden ist. 

Die Feststellung der Vaterschaft mit Hilfe des Beistandes ist durch die freiwillige Anerkennung (§§ 1594 bis 1598 BGB) und durch die gerichtliche Vaterschaftsfeststellung (§ 1600 ff. BGB) möglich.

Nicht zum Wirkungskreis der Beistandschaft zählt die Vaterschaftsanfechtung nach § 1600 BGB, weil sie eine Änderung des Eltern-Kind-Verhältnisses, also eine Statusfrage betrifft und die Restitutionsklage - Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand - nach § 641 i Zivilprozessordnung (ZPO). Die Anfechtung der Vaterschaft und die Restitutionsklage durch das Kind ist bis zur Volljährigkeit Aufgabe seines gesetzlichen Vertreters (§ 1600 a Abs. 3 und 4 BGB).

Die Vaterschaft wird durch Erklärung des Mannes anerkannt und durch Zustimmung der Mutter rechtswirksam (§ 1595 Abs. 1 BGB). Die Anerkennung bedarf auch der Zustimmung des Kindes, wenn der Mutter insoweit die elterliche Sorge nicht zusteht (§ 1595 Abs. 2 BGB).
Wird ein Kind während eines anhängigen Scheidungsverfahrens geboren, gelten die  Bestimmungen des § 1599 Abs. 2 BGB.

Ist die Vaterschaft nicht anerkannt worden, muss sie gerichtlich durch Klageerhebung des Beistandes festgestellt werden (§ 1600 d Abs. 1 BGB). 

3.2.3.2 Die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen

Der Unterhaltsanspruch, der grundsätzlich nur bei Bedürftigkeit des Kindes besteht ( § 1602 BGB ), stellt die wirtschaftliche Grundsicherung des Kindes dar. Die staatliche Gemeinschaft hat ein besonderes Interesse daran, dass die Rechte jedes Kindes gewahrt werden, da andernfalls der Staat verpflichtet wäre, dessen Versorgung durch Sozialgeld oder andere Leistungen zu gewährleisten. 

Die Geltendmachung des Unterhaltsanspruches des Kindes umfasst die außergerichtliche und die gerichtliche Festsetzung und die Einforderung des Unterhaltes einschließlich eventuell notwendig werdender Zwangsmaßnahmen:

- außergerichtliche Geltendmachung, u.a.

· Berechnung der Höhe des Unterhaltsanspruchs 

· Regelmäßige Wahrnehmung des Auskunftsanspruchs 

· Freiwillige Beurkundung des ermittelten Unterhaltsanspruchs 

· Zahlungsvereinbarungen

· Zwangsvollstreckungsverzicht

- gerichtliche Geltendmachung, u. a.

· Vereinfachtes Verfahren nach §§ 645 ff. ZPO

· Klage auf Zahlung von Unterhalt nach §§ 253 ff. ZPO

· Abänderungsklage nach §§ 323 oder 654 ZPO

· Antrag nach § 655 ZPO

· Auskunftsklage nach § 1605 BGB

· Vollstreckungsgegenklage nach § 767 ZPO

· Drittschuldnerklage, insbesondere bei der Lohn- und Gehaltspfändung

· Verteilungsverfahren der §§ 872 - 882 ZPO 
· Strafverfahren nach § 170 StGB
- Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen gegen nachrangig Unterhaltspflichtige,

   z.B. Großeltern nach §§ 1606 ff. BGB, Erben nach §§ 1969 und 1371 Abs. 4 BGB. 

3.2.3.3
  
Die Verfügung über den Unterhaltsanspruch
Der laufende Unterhalt ist zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes des Kindes bestimmt und in der Regel an den obsorgenden Elternteil auszuzahlen.

Hat das Sozialamt den Lebensunterhalt des Kindes bis zum 31.12.2004 vorrangig sichergestellt, so hat der Beistand den eingegangenen oder eingezogenen Rückstand nach einer Rückübertragung des Unterhaltsanspruches auf das Kind an den Sozialhilfeträger weiterzuleiten. 

Ab 01.01.2005 kann über den Unterhaltsanspruch des Kindes nach den Bestimmungen des SGB XII im Rahmen der Rückübertragung auf das Kind verfügt werden. Nach dem SGB II besteht diese Möglichkeit nicht.

Ermittelt der Jugendhilfeträger im Rahmen der Heranziehung zu den Kosten einer Hilfe zur Erziehung einen zu zahlenden Unterhaltsbetrag, so hat der Beistand bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen (gesetzliche Rückübertragung nach § 94 Abs. 4 SGB VIII) die von ihm für die Dauer der Maßnahme realisierten Unterhaltszahlungen an diesen (i. d. R. die wirtschaftliche Jugendhilfe) weiterzuleiten. 

Die Unterhaltsvorschusskasse kann die Geltendmachung des Unterhaltsanspruches  des Kindes nach § 7 UVG auf den Beistand rückübertragen. 

Bei der Einziehung von Rückständen ist die Rangfolge der Verteilung zu klären und zu beachten. Trifft der Pflichtige keine Bestimmung, so ist § 366 BGB anzuwenden.
3.2.4          Zusätzliche Funktionen

3.2.4.1  
Urkundsperson 

Zur Sicherung der Rechte des Kindes, zur Vermeidung von Prozessen und Kosten sowie zur Entlastung der Gerichte, kann die nach § 59 Abs. 3 SGB VIII ermächtigte Person folgende Urkundstätigkeiten ausüben:

- Vaterschaftsanerkennungen und deren Widerruf

- Zustimmungserklärungen

- Mutterschaftsanerkennungen

- Verpflichtungserklärungen (z.B. Unterhalt für das Kind und Betreuungsunterhalt)

- Sorgeerklärungen

- Erklärungen zur Annahme eines Kindes nach § 7 Abs. 1 des Adoptionsübereinkommens - 

  Ausführungsgesetz

- Widerruf der Einwilligung des Kindes gem. § 1746 Abs. 2 BGB  

- Verzichtserklärungen nach § 1747 Abs. 3 Nr. 3 BGB

- Beglaubigungen

Wird diese Aufgabe wahrgenommen, ist das Verbot der Vorbefassung (§ 7 Abs. 3 BeUrkG) zu beachten. Das Beurkundungsgesetz findet Anwendung.

Um Interessenkollisionen zu vermeiden, dürfen die vorstehenden zusätzlichen Funktionen bei einer gesetzeskonformen Aufgabenwahrnehmung der mit der Führung der jeweiligen Beistandschaft beauftragten Person nicht übertragen werden.
3.2.4.2         Ergänzungspfleger

Dem Beistand können Aufgaben nach §§ 1909 BGB ff. übertragen werden z.B. Vertreter im Vaterschaftsanfechtungsverfahren und Vermögenspflegschaft.

3.2.5         Auskunft über die Nichtabgabe von Sorgeerklärungen (§ 58 a SGB VIII)

Das Jugendamt des Geburtsortes des Kindes gibt Auskunft über die Nichtabgabe von Erklärungen über die Ausübung des gemeinsamen Sorgerechtes, das sog. Negativattest.

4.
Qualifikationen

An die Aufgabenwahrnehmung des Beistands sind spezifische, berufliche Mindestanforderungen zu stellen (§ 72 SGB VIII). Die Anforderungen beziehen sich auf:
· eine Ausbildung mit abgeschlossenem Fachhochschulstudium oder einer vergleichbaren Ausbildung im Angestelltenbereich (s. Ziff. 4.1),


· besondere Kenntnisse und Erfahrungen in den Bereichen Recht und Verwaltung sowie mehrjährige Verwaltungserfahrung (s. Ziff. 4.2),


· persönliche Voraussetzungen (s. Ziff. 4.3).


Das berufliche Selbstverständnis des Beistands wird unter Ziffer 4.4 erläutert (siehe auch 3.1).

4.1 Fachliche Voraussetzungen


4.1.1 Ausbildung

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe bestimmen im Rahmen ihrer Organisationshoheit die personelle Ausstattung der Jugendämter. Sie beschäftigen hauptberuflich Personen, die sich für die jeweilige Aufgabe nach ihrer Persönlichkeit eignen und eine für die Aufgabe entsprechende Ausbildung haben (Fachkräftegebot gem. § 72 SGB VIII).

Zur Führung der Beistandschaft bedarf es kompetenter Fachkräfte, die auf Grund ihrer Ausbildung spezifische Rechts- und Verwaltungskenntnisse erworben haben. Anzustreben sind spezifische Studieninhalte bei den Fachhochschulen für öffentliche Verwaltung und Wirtschaft, durch die eingehende Kenntnisse, insbesondere in den Bereichen Familienrecht, Kindschaftsrecht, Unterhaltsrecht, Zivilprozessrecht, Sozialrecht und Insolvenzrecht vor der Bestellung vermittelt werden. Besitzen Personen, die gem. § 55 Abs. 2 SGB VIII bestellt werden Teile dieser Qualifikation nicht, ist eine entsprechende berufsbegleitende Zusatzausbildung – möglichst – mit Zertifizierung notwendig. Die Organisation der Zusatzausbildung durch die Landesjugendämter, das DIJuF, Fachhochschulen, Universitäten ist anzustreben, damit einheitliche fachliche Grundkenntnisse vermittelt werden.

(JAmt, Heft 6/2003 Seite 290)

4.1.2 Fortbildung

Zur Vertiefung und Aktualisierung vorhandenen Wissens ist der regelmäßige Besuch von Fortbildungsveranstaltungen unverzichtbar. Das Fachwissen muss durch Literatur- und Fachzeitschriftenstudium ständig erweitert bzw. erneuert werden. Geeignetes Mittel zur Verbesserung der Arbeitsqualität ist die Methode der kollegialen Beratung innerhalb des eigenen Teams und der Erfahrungsaustausch in regelmäßig stattfindenden regionalen Arbeitskreisen.

4.2 Kenntnisse und Erfahrungen

4.2.1 Recht und Verwaltung

Im Zivil- und Verwaltungsrecht sind insbesondere Kenntnisse in folgenden Rechtsbereichen erforderlich:

· Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) und Einführungsgesetz (EGBGB)

· alle Bücher des Sozialgesetzbuches

· Gesetz über Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG)

· Zivilprozessordnung (ZPO)

· Unterhaltsvorschussgesetz (UVG)

· Insolvenzrecht (InsO)

· Auslandsunterhaltsrecht

· Strafrecht (StGB, StPO)

· Beurkundungsgesetz (BeurkG)

· Aufbau- und Ablauforganisation von Verwaltungen und bei den Gerichten, insbesondere bei den Jugendämtern und Familiengerichten

4.2.2 Kommunikative Kompetenz

Das Aufgabenfeld erfordert kommunikative Kompetenz in Form von Beratungs- und Gesprächsführungsmethoden:

· Kommunikationspsychologie, vor allem bei der Gesprächsführung mit Eltern, Jugendlichen, jungen Volljährigen, Rechtsanwälten, Gerichten, Sozialen Diensten und anderen Dienststellen

· Methodenkompetenz beim Führen von Verhandlungen und Gesprächen

· Aktives Zuhören 

· Erkennen und Verstehen von Lebensumständen

· Reflektion der Lebensumstände, um rechtliche Lösungen zu entwickeln und Hilfeangebote zu unterbreiten

· Konfliktmanagement

4.2.3 Verwaltungserfahrung

Die Beistandschaft erfordert eine qualifizierte Aufgabenwahrnehmung. Vor der Bestellung zum Beistand ist eine mindestens einjährige Verwaltungserfahrung in diesem Bereich erforderlich. Die Einarbeitung ist verbindlich zu regeln.  

4.3 Persönliche Voraussetzungen

Beistände müssen folgende Fähigkeiten besitzen:

· Verhandlungsgeschick, Einfühlungsvermögen, Kooperationsfähigkeit 
- mit den Hilfesuchenden aufgeschlossen umgehen und partnerschaftlich zusammen-

  arbeiten; Hilfsbereitschaft; Freundlichkeit

- in Gesprächen, Verhandlungen und in schriftlichen Darstellungen Standpunkte so darlegen und so zu argumentieren, dass Verhandlungsziele erreicht werden 
· Selbstständiges Arbeiten 
Rechtsprechung und Fachliteratur eigeninitiativ auswerten; Informationen beschaffen;  individuelle Lösungsmöglichkeiten entwickeln; rechtliche Positionen vertreten.

· Entscheidungsfähigkeit, Durchsetzungsvermögen, professionelle Distanz                
- Sachverhalte erfassen, abwägen und entscheiden                                                                                                                                      - getroffene Entscheidungen mit klarer und sicherer Verhandlungsführung umsetzen                                                                                                                                               - sich persönlich von den Problemen der Klienten abgrenzen

· Teamfähigkeit, Belastbarkeit, Organisationsfähigkeit
- 
mit Kolleginnen/Kollegen und Vorgesetzten kooperativ zusammenarbeiten

-     mit unterschiedlichen Arbeitsbelastungen flexibel umgehen 

-
Arbeitsziele durch effektive Organisation des Arbeitsplatzes erreichen

· Soziale Kompetenz

Die eigene soziale Kompetenz des Beistandes muss durch die Schulung im Umgang mit den Methoden der Beratung und Gesprächsführung erweitert werden.

4.4
Berufliches Selbstverständnis des Beistands

Der Beistand ist Interessenvertreter des Kindes.

Ziel ist es, Hilfesuchenden Beratung und Unterstützung zu geben sowie Wege und konkrete Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen (Hilfe zur Selbsthilfe). 

Leitsatz: Soviel Beratung wie möglich, soviel Beistandschaft wie nötig 

Der Beistand strebt die Akzeptanz der gefundenen Lösungen bei allen Beteiligten an. Abgestimmt auf die persönliche Situation der Hilfesuchenden agiert er als partnerschaftlicher Unterstützer und Dienstleister. Dabei ist der Beistand in seinem Aufgabenbereich gesetzlicher Vertreter des Kindes (§§ 1716 Satz 2, 1915 Abs. 1, 1793 BGB, 55 Abs. 2 SGB VIII). Er handelt eigenverantwortlich und weisungsunabhängig.

5. 
Qualitätsentwicklung

Qualität ist die Gesamtheit von Merkmalen einer Einheit bezüglich ihrer Eignung, festgelegte und vorausgesetzte Erfordernisse zu erfüllen. 

Für die Beistandschaft bedeutet dies, dass die Arbeit dann Qualität hat, wenn die unter Ziffer 2 - 4 beschriebenen Anforderungen umgesetzt werden. 

In der Literatur wird Qualität definiert als

„eine Eigenschaft, eine Besonderheit, die einem Gegenstand (Produkt), einer Leistung, einem Vorgang, einem Ereignis etc. zugesprochen wird bzw. von diesem erwartet wird. Qualität ist dabei das Ergebnis einer „Konvention“, einer Übereinkunft darüber, was relevante Gruppen mit dem Gegenstand, der Leistung etc. verbinden wollen. Qualitätskriterien sind somit nicht raum-zeitlich unabhängig wirkende bzw. feststellbare Merkmale, sondern können sich je nach Ort, Zeit und Veränderungen bei den definitionsmächtigen Akteuren ändern. Dies bedeutet, dass es „die“ Qualität nicht gibt, sondern nur eine mehr oder weniger gelingende Annäherung an die (zwischen verschiedenen Akteuren) vereinbarten fachlichen Ergebnisse.“ 

(Jordan 1998, 12).

Bei der Differenzierung des allgemeinen Qualitätsbegriffes wird unterschieden in 

- Strukturqualität (Ziff. 5.1)

- Prozessqualität (Ziff. 5.2)

- Ergebnisqualität (Ziff. 5.3)

5.1 
Strukturqualität

Die Strukturqualität bezieht sich auf die organisatorischen Rahmenbedingungen, d.h. die Voraussetzung für eine eigenverantwortliche und ganzheitliche Aufgabenwahrnehmung im Jugendamt sowie die Möglichkeit des internen Austausches im Fachteam und  des regionalen und überregionalen fachlichen Austausches. 

5.1.1 
Klärung der verantwortlichen Aufgabenwahrnehmung

Die beschriebenen Aufgaben und Tätigkeiten erfordern die Kooperation mit anderen internen und externen Diensten, Behörden und Institutionen. Der Komplexität des Beratungs- und Unterstützungsangebotes im kommunalen Bereich entspricht die Vielfalt der Kooperationspartner. Es ist notwendig, neue Formen des Miteinanders, z.B. in örtlichen Netzwerken, zu entwickeln. Oft ist der Beistand der erste Ansprechpartner im Jugendamt. Er führt das Erstgespräch gem. § 52 a SGB VIII und verweist  bei Regelungsbedarf in Fragen der Personensorge, des Umgangsrechts, der Namensgebung, ggf. der Beurkundung und zu Sozialleistungsansprüchen an die zuständigen Dienste. Der Umgang mit diesen Schnittstellen, die sich durch die Beratungstätigkeiten ergeben, ist zu klären und verbindlich zu vereinbaren. 

5.1.2 
Organisatorische Erfordernisse

Die dienstleistungs- und adressatenorientierte Beistandschaft erfordert

- flexible Öffnungszeiten und Terminvereinbarungen,

- Sicherstellen der Erreichbarkeit mit Hilfe technischer Unterstützung (Anrufbeantworter, Inter-

  netangebote, Email-Adresse etc.),

- beratungsfreundliche räumliche Ausstattung,

- zeitgemäße technische Ausstattung und

- Fachliteratur.

5.1.3 
Öffentlichkeitsarbeit

Durch regelmäßige Öffentlichkeitsarbeit 

- sind die Angebote des Beistandes bekannt zu machen (z.B. Flyer, Tageszeitungen, Regionalfernsehen und Rundfunk etc.),

- werden Multiplikatoren erreicht (z.B. Verbände, Bildungseinrichtungen etc.),

- wird über Rechtsänderungen informiert,

- wird Hilfe zur Selbsthilfe ermöglicht und unterstützt und

- kann persönliche Beratung vor Ort durch Information ersetzt werden.

5.1.4 
Fachgremium

Zur Qualitätssicherung ist die Schaffung eines “Fachgremiums Beistandschaft“ 

- zum Erfahrungsaustausch, 

- zur Entwicklung des Verständnisses füreinander, 

- zur Klärung gegenseitiger Sichtweisen, 

- zum Austausch von Informationen zu gesetzlichen Regelungen und 

- zur Recherche neuer Rechtsprechung erforderlich. 

Dieses Gremium sollte aus Beiständen, insbesondere auch Vertretern/innen der Justiz (Rechtspfleger/innen, Richter/innen, Staatsanwälte/innen, Gerichtsvollzieher/innen), Rechtsanwälte/innen und Mitarbeitern/innen sozialer Dienste zusammengesetzt sein. 

Die Initiative zur Schaffung dieses Fachgremiums geht vom Jugendamt aus. 

5.1.5
Personalbemessung:


Die Bundesregierung hat in ihrem Gesetzesentwurf zur Abschaffung der gesetzlichen Amtspflegschaft und Neuordnung des Rechts der Beistandschaft bereits eine Aussage zum entsprechenden Personalbedarf getroffen:

„Die so beschriebene Tätigkeit erfordert einen nicht unerheblichen Personaleinsatz. Dieser wird letztendlich nur dadurch sichergestellt werden können, dass das bisherige Personal ohne zahlenmäßige Reduzierung seine Tätigkeit stärker auf Information und Beratung verlagert.“ 

(Bundestagsdrucksache 12/7011 vom 09.03.1994) 

Messgrößen der früheren Amtspflegschaft können heute keine Orientierung für die Personalbemessung der Beistandschaft seit 01.07.1998 darstellen, die auch Beratungs- und Unterstützungsaufgaben einschließt. 

Die zunehmende Verlagerung der Arbeitsinhalte auf Beratung und Unterstützung im Vorfeld einer Beistandschaft lässt eine Höchstzahl von zu bearbeitenden Fällen für einen Arbeitsplatz, der daneben die Beurkundung umfassen kann, nur schwer festlegen. Auf der Grundlage des Forschungsberichtes „ Das neue Recht der Beistandschaft in der Praxis“ wurden durch den Landeswohlfahrtsverband Baden (jetzt: „Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg“ – KVJS, Stuttgart)  im Sommer 2004 Berechnungsmodelle zur Personalbemessung des Arbeitsbereichs Beistandschaften und Amtsvormundschaften vorgelegt („Kommunale Orientierungshilfe zur Personalbedarfsbemessung des Arbeitsbereiches Beistandschaften/

Amtsvormundschaften in Baden –Württemberg“). Die Orientierungshilfe beschreibt den Istzustand in Baden. Ausgehend von einer durchschnittlichen Nettojahresarbeitszeit von 87.500 Minuten wird eine durchschnittliche Fallzahl von 230 bis max. 270 Fällen pro Sachbearbeiter empfohlen. Diese Fallzahlempfehlung geht von einem Arbeitsplatz aus, an dem ausschließlich die Aufgaben des Beistandes ohne andere Arbeitsfelder (Beratung, Unterstützung und Beurkundung) wahrgenommen werden. Der dort festgestellte Beratungs- und Unterstützungsanteil von ca. 12 % würde eine Fallzahl von 200 bis 240 Beistandschaften bedeuten. 

Die Baden-Württembergischen Ergebnisse werden durch konkrete örtliche Feststellungen und Erfahrungswerte im Rheinland und in Westfalen-Lippe bestätigt. 

Diese Arbeits- und Orientierungshilfe setzt als Leistungsprofil den Gedanken der Reform des Kindschaftsrechts für das Arbeitsfeld des Beistandes konsequent um. Danach haben Beratung, Unterstützung und Beistandschaft eine zeitliche Reihenfolge, sind eigenständige Aufgabenfelder und stehen gleichwertig nebeneinander. Durch Intensivierung von Beratung und Unterstützung wird das Ziel angestrebt, Eigenpotentiale der Eltern zu stärken und Beistandschaften nur im notwendigen Umfang einzurichten. Durch die Umsetzung des Leistungsprofils verschieben sich die Anteile an Beratung und Unterstützung zu Lasten der Beistandschaft. Anzustreben ist ein Anteil der Beratung und Unterstützung von mindestens 50 % der Gesamtarbeitszeit. Ein so zugeschnittener Arbeitsplatz ist hinsichtlich der Fallzahlbelastung entsprechend anzupassen. 

Eine für das jeweilige Jugendamt maßgebliche Fallzahl ist nach den örtlichen Gegebenheiten zu bemessen. 

5.2 
Prozessqualität

Die Prozessqualität bezieht sich auf die Aktivitäten des Beistandes, die zur Aufgabenerfüllung geeignet und notwendig sind. Dazu sollen die eigenen Voraussetzungen für die Wahrnehmung der Aufgaben anhand des nachfolgenden Kriterienkataloges überprüft werden. Dieser beschreibt die Schlüsselprozesse der Leistungserbringung. 

5.2.1. 
Parteilichkeit

Der Beistand hat bei der Erfüllung seiner Aufgaben die Interessen des Kindes oder Jugendlichen zu vertreten (siehe Punkt 3.1 Absatz 2). 

Mit qualifizierter Gesprächsführung und Fachkompetenz ist eine für alle Seiten akzeptable Lösung anzustreben. Die familiäre Situation ist zu berücksichtigen. 

5.2.2 
Beteiligung der Eltern 

Der Beistand arbeitet adressatenorientiert. 

Mit den Eltern und Kindern wird im Rahmen einer aktiven und freiwilligen Zusammenarbeit sensibel und partnerschaftlich umgegangen. 

Im Erstgespräch ist zu klären, welcher Handlungsbedarf besteht und welche Tätigkeiten durch den Beistand notwendig und machbar erscheinen. Dabei sind die einzelnen Handlungsschritte mit dem Antragstellenden Elternteil abzustimmen. Da das Freiwilligkeitsprinzip gilt, bleibt der Elternteil in der Verantwortung. Die elterliche Sorge wird durch die Beistandschaft nicht beeinträchtigt.

5.2.3 
Konfliktmanagement

Kann eine einvernehmliche Lösung nicht erzielt werden, ist es die Aufgabe des Beistandes Konflikte zu erkennen und zu ihren Lösungen beizutragen. Daraus ergibt sich die Anforderung der Methodensicherheit (siehe Ziffer 4.2.2).

5.2.4 
Reflektion der eigenen Rolle

Der Beistand muss die eigene Rolle und Aufgabe immer wieder neu reflektieren. Dieses erfordert fachliche Distanz und Selbstkritik. 
5.2.5 
Kooperation und Kommunikation

Wichtiger Bestandteil der Aufgabe des Beistandes ist der Fachaustausch und die Zusammenarbeit mit allen beteiligten Personen und Fachdiensten. Grundsätzlich ist es notwendig, die unterschiedlichen Aufgaben anderer agierender Personen zu akzeptieren. 

Über das Zusammenwirken sind (einzelfallübergreifend) generelle verbindliche Regelungen und im konkreten Einzelfall klare, auch dienstliche, Vereinbarungen zu treffen. Zusätzlich muss ein regionaler und überregionaler fachlicher Austausch stattfinden.

5.2.6 Fortbildung

Es ist notwendig, den eigenen Fortbildungsbedarf festzustellen und an geeigneten Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen und kontinuierliche Fortbildung einzufordern. Auf das Fachkräftegebot des § 72 SGB VIII wird ausdrücklich verwiesen. 

5.2.7 Organisatorische Entscheidungsprozesse

Der Beistand ist in organisatorischen Fragen, die seine besondere Rechts- und Aufgabenstellung betreffen, zu beteiligen. Er hat seine speziellen fachlichen Anliegen einzubringen. 

5.3 
Ergebnisqualität

Von Ergebnisqualität spricht man, wenn das erzielte Ergebnis als Erfolg oder Misserfolg für alle Beteiligten zu bewerten ist, wobei hier die unterschiedlichen Perspektiven (Kind, Mutter, Vater, Beistand) eine Rolle spielen.
Unter Berücksichtigung der Wahrnehmung der Aufgaben (siehe Ziffer 3.1) ist Ergebnisqualität, wenn folgende Ziele erreicht sind:

- Durch Beratung und Unterstützung sind die Eltern befähigt, problemorientiert und im Interesse

  des Kindes selbstständig zu entscheiden und zu handeln.

- Das Kind hat einen Vater.

- Für das Kind wird Unterhalt gezahlt.

Ergebnisqualität wird nicht nur durch das Erreichen der genannten Ziele, sondern auch am Grad der subjektiven Zufriedenheit der Beteiligten gemessen, z.B.

- durch die Übernahme der Elternverantwortung,

- durch die Verbesserung der Lebensqualität,

- durch die Unabhängigkeit des Kindes von Sozialleistungen.
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Gehrmann,
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Stadtverwaltung Erkrath
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Reimund
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